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Erwägungsgründe der Aufnahmerichtlinie
2013

1. Wortlaut

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 78
Absatz 2 Buchstabe f,

auf Vorschlag der Europäischen Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 1),

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen 2),

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren 3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Richtlinie 2003/9/EG des Rates vom 27. Januar 2003 zur Festlegung von Mindestnormen für
die Aufnahme von Asylbewerbern in den Mitgliedstaaten 4) ist in wesentlichen Punkten zu ändern.
Aus Gründen der Klarheit empfiehlt es sich, eine Neufassung dieser Richtlinie vorzunehmen.

(2) Eine gemeinsame Asylpolitik einschließlich eines Gemeinsamen Europäischen Asylsystems ist
wesentlicher Bestandteil des Ziels der Europäischen Union, schrittweise einen Raum der Freiheit,
der Sicherheit und des Rechts aufzubauen, der allen offen steht, die wegen besonderer Umstände
rechtmäßig in der Union um Schutz nachsuchen. Für diese Politik sollte der Grundsatz der
Solidarität und der gerechten Aufteilung der Verantwortlichkeiten unter den Mitgliedstaaten, auch
in finanzieller Hinsicht, gelten.

(3) Der Europäische Rat kam auf seiner Sondertagung vom 15. und 16. Oktober 1999 in Tampere
überein, auf ein Gemeinsames Europäisches Asylsystem hinzuwirken, das sich auf die
uneingeschränkte und umfassende Anwendung des Genfer Abkommens vom 28. Juli 1951 über die
Rechtsstellung der Flüchtlinge in der Fassung des New Yorker Protokolls vom 31. Januar 1967
stützt, (im Folgenden „Genfer Abkommen“) damit der Grundsatz der Nichtzurückweisung gewahrt
bleibt. Die erste Phase des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems wurde mit Erlass der in den
Verträgen vorgesehenen einschlägigen Rechtsinstrumente wie der Richtlinie 2003/9/EG
abgeschlossen.

(4) Der Europäische Rat hatte auf seiner Tagung vom 4. November 2004 das Haager Programm
angenommen, das die Ziele für den Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts vorgab, die
im Zeitraum 2005-2010 erreicht werden sollten. Im Haager Programm wurde die Europäische
Kommission aufgefordert, die Bewertung der Rechtsakte aus der ersten Phase abzuschließen und
dem Europäischen Parlament und dem Rat die Rechtsakte und Maßnahmen der zweiten Phase
vorzulegen.

(5) Auf seiner Tagung vom 10./11. Dezember 2009 nahm der Europäische Rat das Stockholmer
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Programm an, in dem erneut die Verpflichtung zu dem Ziel bekräftigt wird, auf der Grundlage
hoher Schutzstandards sowie fairer und wirksamer Verfahren bis 2012 einen gemeinsamen Raum
des Schutzes und der Solidarität zu schaffen, der auf einem gemeinsamen Asylverfahren und
einem einheitlichen Status für Personen, denen internationaler Schutz gewährt wird, beruht. Dem
Stockholmer Programm zufolge ist es außerdem entscheidend, dass Personen unabhängig davon,
in welchem Mitgliedstaat sie ihren Antrag auf internationalen Schutz stellen, eine gleichwertige
Behandlung hinsichtlich der im Rahmen der Aufnahmebedingungen gewährten Vorteile erfahren.

(6) Die Bemühungen der Mitgliedstaaten zur Umsetzung der für die zweite Phase des
Gemeinsamen Europäischen Asylsystems vorgegebenen Schutzstandards, insbesondere die
Bemühungen der Mitgliedstaaten, deren Asylsystem vor allem aufgrund ihrer geografischen oder
demografischen Lage einem besonderen und unverhältnismäßigen Druck ausgesetzt ist, sollten mit
Mitteln des Europäischen Flüchtlingsfonds und des Europäischen Unterstützungsbüros für
Asylfragen in geeigneter Weise unterstützt werden.

(7) Angesichts der Bewertungsergebnisse in Bezug auf die Umsetzung der Instrumente der ersten
Phase empfiehlt es sich in dieser Phase, die der Richtlinie 2003/9/EG zugrunde liegenden Prinzipien
im Hinblick auf die Gewährleistung verbesserter im Rahmen der Aufnahmebedingungen gewährter
Vorteile für die Personen, die internationalen Schutz beantragen, (im Folgenden „Antragsteller“) zu
bestätigen.

(8) Um eine unionsweite Gleichbehandlung von Antragstellern sicherzustellen, sollte diese
Richtlinie in allen Phasen und auf alle Arten von Verfahren, die Anträge auf internationalen Schutz
betreffen, in allen Räumlichkeiten und Einrichtungen für die Unterbringung von Antragstellern und
so lange, wie sie als Antragsteller im Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats bleiben dürfen, Anwendung
finden.

(9) Die Mitgliedstaaten sollten bei der Anwendung dieser Richtlinie bestrebt sein, im Einklang mit
der Charta der Grundrechte der Europäischen Union, dem Übereinkommen der Vereinten Nationen
von 1989 über die Rechte des Kindes und der Europäischen Konvention zum Schutz der
Menschenrechte und Grundfreiheiten die uneingeschränkte Achtung der Grundsätze des
Kindeswohls und der Einheit der Familie zu gewährleisten.

(10) In Bezug auf die Behandlung von Personen, die unter diese Richtlinie fallen, sind die
Mitgliedstaaten gehalten, ihren Verpflichtungen aus völkerrechtlichen Instrumenten
nachzukommen, denen sie beigetreten sind.

(11) Es sollten Normen für die Aufnahme von Antragstellern festgelegt werden, die diesen ein
menschenwürdiges Leben ermöglichen und vergleichbare Lebensbedingungen in allen
Mitgliedstaaten gewährleisten.

(12) Einheitliche Bedingungen für die Aufnahme von Antragstellern sollten dazu beitragen, die auf
unterschiedliche Aufnahmevorschriften zurückzuführende Sekundärmigration von Antragstellern
einzudämmen.

(13) Im Interesse der Gleichbehandlung aller Personen, die internationalen Schutz beantragt
haben, und um die Übereinstimmung mit dem geltenden Asylrecht der EU, insbesondere mit der
Richtlinie 2011/95/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011 über
Normen für die Anerkennung von Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Personen mit
Anspruch auf internationalen Schutz, für einen einheitlichen Status für Flüchtlinge oder für
Personen mit Anrecht auf subsidiären Schutz und für den Inhalt des zu gewährenden Schutzes 5), zu
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wahren, empfiehlt es sich, den Anwendungsbereich dieser Richtlinie auf Personen auszudehnen,
die subsidiären Schutz beantragt haben.

(14) Die Umstände für die Aufnahme von Personen mit besonderen Bedürfnissen bei der Aufnahme
sollten ein vorrangiges Anliegen für einzelstaatliche Behörden sein, damit gewährleistet ist, dass
bei dieser Aufnahme ihren speziellen Aufnahmebedürfnissen Rechnung getragen wird.

(15) Die Inhaftnahme von Antragstellern sollte im Einklang mit dem Grundsatz erfolgen, wonach
eine Person nicht allein deshalb in Haft genommen werden darf, weil sie um internationalen Schutz
nachsucht, insbesondere sollte die Inhaftnahme im Einklang mit den völkerrechtlichen
Verpflichtungen der Mitgliedstaaten und unter Beachtung von Artikel 31 des Genfer Abkommens
erfolgen. Antragsteller dürfen nur in den in der Richtlinie eindeutig definierten Ausnahmefällen und
im Einklang mit den Grundsätzen der Erforderlichkeit und der Verhältnismäßigkeit in Bezug auf die
Art und Weise und den Zweck der Inhaftnahme in Haft genommen werden. Befindet sich ein
Antragsteller in Haft, sollte er effektiven Zugang zu den erforderlichen Verfahrensgarantien haben
und beispielsweise zur Einlegung eines Rechtsbehelfs bei einer nationalen Justizbehörde berechtigt
sein.

(16) Was die Verwaltungsverfahren im Zusammenhang mit den Gründen für die Haft betrifft, so
setzt der Begriff „gebotene Sorgfalt“ zumindest voraus, dass die Mitgliedstaaten konkrete und
sinnvolle Maßnahmen ergreifen, um sicherzustellen, dass die zur Überprüfung der Gründe für die
Inhaftierung erforderliche Zeit so kurz wie möglich ist und dass tatsächlich die Aussicht besteht,
dass diese Überprüfung in kürzestmöglicher Zeit erfolgreich durchgeführt wird. Die Dauer der Haft
darf den Zeitraum, der vernünftigerweise erforderlich ist, um die einschlägigen Verfahren
abzuschließen, nicht überschreiten.

(17) Die in dieser Richtlinie aufgeführten Gründe für die Haft lassen andere Haftgründe —
einschließlich der Haftgründe im Rahmen eines Strafverfahrens — unberührt, die nach dem
einzelstaatlichen Recht unabhängig vom Antrag eines Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen
auf internationalen Schutz anwendbar sind.

(18) Antragsteller, die sich in Haft befinden, sollten unter uneingeschränkter Wahrung der
Menschenwürde behandelt werden und die Bedingungen für ihre Aufnahme sollten ihren
Bedürfnissen in dieser Situation angepasst werden. Die Mitgliedstaaten sollten insbesondere
sicherstellen, dass Artikel 37 des Übereinkommens der Vereinten Nationen von 1989 über die
Rechte des Kindes angewandt wird.

(19) In der Praxis ist es unter Umständen — beispielsweise aufgrund der geografischen Lage oder
der speziellen Struktur der Hafteinrichtung — nicht immer möglich, unverzüglich bestimmte
Aufnahmegarantien in der Haft zu gewährleisten. Allerdings sollte von diesen Garantien allenfalls
vorübergehend und nur unter den in dieser Richtlinie dargelegten Umständen abgewichen werden.
Abweichungen sind nur in Ausnahmefällen zulässig und sollten hinreichend begründet werden,
wobei die Umstände des Einzelfalls, darunter auch die Schwere der Abweichung, ihre Dauer und
ihre Auswirkungen für den betroffenen Antragsteller, zu berücksichtigen sind.

(20) Die Inhaftnahme eines Antragstellers sollte lediglich als letztes Mittel eingesetzt werden und
darf erst zur Anwendung kommen, nachdem alle Alternativen zu freiheitsentziehenden Maßnahmen
sorgfältig darauf geprüft worden sind, ob sie besser geeignet sind, die körperliche und geistige
Unversehrtheit des Antragstellers sicherzustellen. Alle Alternativen zur Haft müssen mit den
grundlegenden Menschenrechten der Antragsteller in Einklang stehen.

(21) Damit die Verfahrensgarantien, d. h. Gelegenheit zur Kontaktaufnahme mit Organisationen
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oder Personengruppen, die Rechtsberatung leisten, sichergestellt sind, sollten Informationen über
derartige Organisationen und Personengruppen bereitgestellt werden.

(22) Bei der Entscheidung über die Unterbringungsmodalitäten sollten die Mitgliedstaaten dem
Wohl des Kindes sowie den besonderen Umständen jedes Antragstellers Rechnung tragen, der von
Familienangehörigen oder anderen nahen Verwandten, wie z. B. unverheirateten minderjährigen
Geschwistern, die sich bereits in dem Mitgliedstaat aufhalten, abhängig ist.

(23) Um die wirtschaftliche Unabhängigkeit von Antragstellern zu fördern und erhebliche
Diskrepanzen zwischen den Mitgliedstaaten zu begrenzen, muss der Zugang der Antragsteller zum
Arbeitsmarkt klar geregelt werden.

(24) Um sicherzustellen, dass die Antragstellern gewährte materielle Unterstützung den in dieser
Richtlinie festgeschriebenen Grundsätzen entspricht, müssen die Mitgliedstaaten anhand
relevanter Bezugsgrößen den Umfang dieser Unterstützung bestimmen. Dies bedeutet jedoch
nicht, dass der gewährte Betrag dem für eigene Staatsangehörige entsprechen sollte. Die
Mitgliedstaaten können für Antragsteller eine weniger günstige Behandlung als für eigene
Staatsangehörige vorsehen, so wie es in dieser Richtlinie präzisiert ist.

(25) Die Möglichkeiten für einen Missbrauch des Aufnahmesystems sollten dadurch beschränkt
werden, dass die Umstände festgelegt werden, unter denen die den Antragstellern im Rahmen der
Aufnahme gewährten materiellen Leistungen eingeschränkt oder entzogen werden dürfen, wobei
gleichzeitig ein menschenwürdiger Lebenstandard für alle Antragsteller zu gewährleisten ist.

(26) Es sollte sichergestellt werden, dass die einzelstaatlichen Aufnahmesysteme effizient sind und
die Mitgliedstaaten bei der Aufnahme von Antragstellern zusammenarbeiten.

(27) Es sollte auf ein gutes Verhältnis zwischen den Kommunen und Unterbringungszentren
hingewirkt werden, damit eine hinreichende Koordinierung zwischen den zuständigen Behörden bei
der Aufnahme von Antragstellern gewährleistet ist.

(28) Die Mitgliedstaaten sollten günstigere Regelungen für Drittstaatsangehörige und Staatenlose,
die internationalen Schutz seitens eines Mitgliedstaats beantragen, einführen oder beibehalten
können.

(29) Dementsprechend werden die Mitgliedstaaten aufgefordert, die Bestimmungen dieser
Richtlinie auch im Zusammenhang mit Verfahren anzuwenden, bei denen es um die Gewährung
anderer Formen des Schutzes als in der Richtlinie 2011/95/EU geht.

(30) Die Anwendung dieser Richtlinie sollte regelmäßig bewertet werden.

(31) Da das Ziel dieser Richtlinie, nämlich die Festlegung von Normen für die Aufnahme von
Antragstellern in den Mitgliedstaaten, auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausreichend erreicht
werden kann, sondern wegen des Umfangs und der Wirkungen dieser Richtlinie besser auf
Unionsebene zu erreichen ist, kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags über
die Europäische Union (EUV) niedergelegten Subsidiaritätsprinzip tätig werden. Entsprechend dem
in demselben Artikel genannten Verhältnismäßigkeitsprinzip geht diese Richtlinie nicht über das für
die Erreichung dieses Ziels erforderliche Maß hinaus.

(32) Gemäß der Gemeinsamen Politischen Erklärung der Mitgliedstaaten und der Kommission vom
28. September 2011 zu erläuternden Dokumenten 6) haben sich die Mitgliedstaaten verpflichtet, in
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begründeten Fällen zusätzlich zur Mitteilung ihrer Umsetzungsmaßnahmen ein oder mehrere
Dokumente zu übermitteln, in denen der Zusammenhang zwischen den Bestandteilen einer
Richtlinie und den entsprechenden Teilen innerstaatlicher Umsetzungsinstrumente erläutert wird.
In Bezug auf diese Richtlinie hält der Gesetzgeber die Übermittlung derartiger Dokumente für
gerechtfertigt.

(33) Nach den Artikeln 1, 2 und Artikel 4a Absatz 1 des dem EUV und dem Vertrag über die
Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) beigefügten Protokolls Nr. 21 über die Position des
Vereinigten Königreichs und Irlands hinsichtlich des Raums der Freiheit, der Sicherheit und des
Rechts und unbeschadet des Artikels 4 dieses Protokolls beteiligen sich das Vereinigte Königreich
und Irland nicht an der Annahme dieser Richtlinie und sind weder durch diese gebunden noch zu
ihrer Anwendung verpflichtet.

(34) Nach den Artikeln 1 und 2 des dem EUV und dem AEUV beigefügten Protokolls Nr. 22 über die
Position Dänemarks, beteiligt sich Dänemark nicht an der Annahme dieser Richtlinie, die daher für
Dänemark weder bindend noch Dänemark gegenüber anwendbar ist.

(35) Diese Richtlinie steht im Einklang mit den Grundrechten und Grundsätzen, die insbesondere
mit der Charta der Grundrechte der Europäischen Union anerkannt wurden. Sie zielt vor allem
darauf ab, die uneingeschränkte Wahrung der Menschenwürde zu gewährleisten und die
Anwendung der Artikel 1, 4, 6, 7, 18, 21, 24 und 47 der Charta zu fördern, und muss entsprechend
umgesetzt werden.

(36) Die Verpflichtung zur Umsetzung dieser Richtlinie in einzelstaatliches Recht betrifft nur jene
Bestimmungen, die im Vergleich zu der Richtlinie 2003/9/EG inhaltlich geändert wurden. Die
Verpflichtung zur Umsetzung der inhaltlich unveränderten Bestimmungen ergibt sich aus jener
Richtlinie.

(37) Diese Richtlinie sollte die Verpflichtungen der Mitgliedstaaten hinsichtlich der in Anhang II Teil
B genannten Frist für die Umsetzung der Richtlinie 2003/9/EG in einzelstaatliches Recht unberührt
lassen —
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Standpunkt des Europäischen Parlaments vom 7. Mai 2009 (ABl. C 212 E vom 5.8.2010, S. 348) und
Standpunkt des Rates in erster Lesung vom 6. Juni 2013 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht).
Standpunkt des Europäischen Parlaments vom 10. Juni 2013 (noch nicht im Amtblatt veröffentlicht).
4)

ABl. L 31 vom 6.2.2003, S. 18.
5)

ABl. L 337 vom 20.12.2011, S. 9.
6)

ABl. C 369 vom 17.12.2011, S. 14.
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